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Vorlagen-Nr.: 2324/2017

Abteilung: Hauptverwaltung Bearbeiter/in:  Ernst Mller
Haushaltswirksamkeit: X nein L] ja, bei Produkt:
Investitionskosten: X nein ] ja Betrag:

Drittmittel: X nein ] ja Betrag:
Folgekosten/laufender Unterhalt:  [X] nein ] ja Betrag:
Beratungsfolge Termin Behandlung Beratungsstatus
Stadtrat 19.10.2017 | 6ffentlich zurlckgestellt
Altestenrat 25.01.2018 | nicht 6ffentlich | Vorberatung

Betreff: Anderung der Geschéftsordnung fiir den Stadtrat

Beschlussempfehlung:

Der Stadtrat beschliet die vorliegende Anderung der Geschéftsordnung nach § 37 Abs. 1
Gemeindeordnung (GemO) Rheinland-Pfalz.

Begrindung:

Regelungsbediirfnis:

Der Altestenrat hat sich in seiner Sitzung am 15.08.2017 ausfiihrlich mit der Sitzungsabfolge
und der Dauer der Stadtratssitzungen beschaftigt. Dabei wurde von allen anwesenden
Fraktionsvertretungen moniert, dass die Gleichbehandlung von Antragen und Anfragen in
der Tagesordnung des Rates dazu fuhren, dass Birgerinnen und Burger, welche die
Ratssitzung wegen der Beratung und Beschlussfassung zu ganz bestimmten Antréagen oder
wichtigen Verwaltungsvorlagen (z.B. S-Bahn-Halt) besuchen, oftmals stundenlange
Wartezeiten in Kauf nehmen mussen, weil vorher umfangreiche Anfragen, die friihzeitig
eingereicht wurden, durch die Verwaltung beantwortet werden muissen.

Die Beantwortung von Anfragen in der Sitzung wird zudem dadurch verlangert, dass anstelle
einer erganzenden Begriindung umfangreiche Erklarungen zu allgemeinen Fragen im
Zusammenhang mit der Anfrage abgegeben und anstatt der vorgesehenen Mdglichkeit einer
Zusatzfrage teilweise eine Aussprache erzwungen wird, die laut Geschéftsordnung gar nicht
vorgesehen ist. Zudem wirkt sich das Verlesen umfangreicher Detailinformationen zu den
einzelnen Anfragepunkten auf die Sitzungsdauer negativ aus, obwohl diese Daten dann
anschliel3end ohnehin mit dem Protokoll vorgelegt werden, weil sie niemand in der Sitzung
so schnell aufnehmen kann.

Zur Verbesserung dieser Situation wurden im Altestenrat verschiedene Vorschlage zur
Anderung der Geschéftsordnung eingebracht:

¢ Verlegung der Beantwortung von Anfragen hinter die Antrége und Beschlusspunkte aus
der Verwaltung.

o Konkretisierung der Begriindung von Anfragen auf Zusatzinformationen, die tiber die
schriftliche Anfragebegrindung hinausgehen; keine allgemeinen Statements und
konsequente Umsetzung der Zusatzfragenregelung.

e Beantwortung der Anfragen in wesentlichen Grundziigen, detaillierte Einzelinformationen
nur noch schriftlich mit dem Protokoll.
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Diese Punkte wurden in 8 3 Abs. 2 und 8§ 20 Abs. 3 der gednderten Geschéaftsordnung
eingearbeitet. Der bisherige § 20 Abs. 4 wird inhaltlich § 20 Abs. 3, Buchstabe e).

Im Zusammenhang mit der Antragsberechtigung von Einzelratsmitgliedern

(8 30 Abs. 4 GemO) kam es in der Vergangenheit immer wieder zu Missverstandnissen.
Das OVG Rheinland-Pfalz hat 1991, bestéatigt vom Bundesverfassungsgericht 1992, eine
hochstrichterliche Konkretisierung formuliert, wonach sich dieses Recht auf Antrage zu
Punkten beschrankt, mit denen sich der Rat nach der festgelegten Tagesordnung zu
befassen hat (88 16 ff. Geschaftsordnung). Eine Antragsberechtigung zur Aufnahme in die
Tagesordnung nach 8§ 34 GemO besteht flr Einzelratsmitglieder nicht.

Zur Vermeidung kinftiger Auseinandersetzungen wurde diese Konkretisierung in § 15 als
Zusatzabsatz 5 aufgenommen.

Regelungsbefugnis:

Die Beschlussfassung zur Geschéftsordnung und deren Anderung erfolgt nach § 37 GemO
durch den Stadtrat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der
Ratsmitglieder. Die Geltungsdauer ist auf die jeweilige Wahlzeit des Rates beschrankt.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Anderungen der Geschéaftsordnung sind kostenneutral.

Anlagen:

Entwurf der Geschaftsordnung fiir den Stadtrat (Anderungen kursiv).
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Geschaftsordnung fir den Stadtrat der Stadt Speyer
vom 24.07.2014 i.d.F. vom 19.10.2017

INHALTSUBERSICHT:

1. Abschnitt: Allgemeines

§1 Einberufung zu den Sitzungen Seite 2
§2 Form und Frist der Einladung Seite 2
83  Tagesordnung Seite 3
8§84 Bekanntmachung der Sitzungen Seite 4
8§85 Offentlichkeit der Sitzungen Seite 4
8§86  Teilnahme weiterer Personen an den Sitzungen Seite 4
87  Schweigepflicht und Treuepflicht Seite 5
8§88 Beschlussfahigkeit Seite. 5
89  Ausschluss von der Beratung und Entscheidung Seite 5
§10 Fraktionen Seite 6
8§11 Altestenrat Seite 7
2. Abschnitt: Der/die Vorsitzende und seine/ihre Befugnisse

8§12 Vorsitz im Rat, Stimmrecht Seite 7
8§ 13 Ordnungsbefugnisse Seite 7
8§ 14 Auslbung des Hausrechts Seite 8
3. Abschnitt: Antrage in der Sitzung

8§15 Allgemeines Seite 8
8§16 Sachantrage Seite 8
§17 Antrage zur Tagesordnung, Dringlichkeitsantrage Seite 9
8§ 18 Anderungs-, Ergdnzungs- und Uberweisungsantrage Seite 9
8§19 Antrage zur Geschéaftsordnung Seite 9
4. Abschnitt: Anfragen

8§ 20 Anfragen Seite 10
5. Abschnitt: Durchfihrung der Sitzung, Abstimmungen, Wahlen

§ 21 Ero6ffnung und Ablauf der Sitzung Seite 10
§ 22 Einwohnerfragestunde Seite 11
8§ 23 Redeordnung Seite 12
8§ 24 Beschlussfassung Seite 12
8§ 25 Reihenfolge der Abstimmung Seite 13
§26 Wahlen Seite 13
§ 27 Niederschrift Seite 14

Vorlage Nr. 2324/2017 - seite 3 von 20



6. Abschnitt: Ausschisse

§ 28 Wahl der Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter Seite 16
8§29 Vorsitz in den Ausschiissen Seite 16
8§ 30 Einberufung zu den Sitzungen der Ausschisse Seite 17
8§31 Arbeitsweise Seite 17
§ 32 Anhorung Seite 17

7. Abschnitt: Beirate
§ 33 Beirate Seite 17

8. Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 34 Aushéndigung der Geschéaftsordnung Seite 18
8§ 35 Abweichungen von der Geschaftsordnung Seite 18
8§ 36 Inkrafttreten Seite 18

Der Stadtrat der Stadt Speyer hat auf Grund des § 37 Abs. 1 der Gemeindeordnung fur
Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153), geandert durch
Artikel 1 des Gesetzes'vom 27.05.2014 (GVBLI. S. 72), am 24.07.2014 die folgende
Geschaftsordnung beschlossen [ Beschluss Anderungen nach § 3 Abs. 2, § 15 Abs. 5, § 21
Abs. 3am 19.10.2017 I

1. Abschnitt: Allgemeines

81 - Einberufung zu den Sitzungen

(1) Der Rat wird vom/von der Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch vierteljahrlich,
zu einer Sitzung einberufen.

(2) Der Rat ist unverziglich zu einer Sitzung einzuberufen, wenn es ein Viertel der
gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder unter Angabe des Beratungsgegenstands schriftlich
beantragt, sofern der Beratungsgegenstand zu den Aufgaben des Rats gehort. Dies gilt
nicht, wenn der Rat den gleichen Gegenstand innerhalb der letzten sechs Monate
bereits beraten hat.

(3) Sind der/die Oberburgermeister(in), der/die Burgermeister(in) und die Beigeordneten
nicht mehr im Amt oder nicht nur voriibergehend verhindert, so ladt das alteste
Ratsmitglied zur Sitzung ein.

§ 2 - Form und Frist der Einladung

(1) Die Ratsmitglieder und die Beigeordneten werden schriftlich oder elektronisch unter
Mitteilung der Tagesordnung, des Ortes und der Zeit der Sitzung eingeladen.
Der/die Oberburgermeister(in) entscheidet im Rahmen des Absatzes 1 tber die Form
und Ubermittlung der Einladung. Die Ratsmitglieder und Beigeordneten, die tiber die
technischen Voraussetzungen zum Versenden und Empfangen elektronischer Post
verfugen, kdnnen dem/der Oberburgermeister(in) schriftlich oder elektronisch eine E-
Mail-Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des Absatzes 1 Uibersendet werden
kénnen. Der/die Empfanger(in) ist dafir verantwortlich, dass unbefugte Dritte keinen
Zugriff auf Einladungen und der Schweigepflicht unterfallende Sitzungsunterlagen
nehmen kénnen. Werden mehrere E-Mail-Adressen angegeben, an welche Einladungen
im Sinne des Absatzes 1 elektronisch Ubersendet werden kénnen, ist dem/der
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Oberburgermeister(in) auRerdem mitzuteilen, welche der angegebenen E-Mail-Adressen
die Hauptadresse ist, an die im Zweifel die Einladung rechtsverbindlich erfolgt.

Zwischen dem Zugang der Einladung und der Sitzung sollen regelméafig acht volle
Kalendertage liegen. Der/die Oberbirgermeister(in) kann im Einzelfall unter Berufung
auf 8 34 GemO weitere Tagesordnungspunkte ergéanzend auf die Tagesordnung
nehmen. Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil fiir die Stadt aufgeschoben
werden kann (Dringlichkeit), kann die Einladungsfrist verkilrzt werden, héchstens jedoch
bis auf 24 Stunden vor Beginn der Sitzung, soweit die 6ffentliche Bekanntmachung
gemal § 4 sichergestellt ist. Auf die Verkurzung der Frist ist in der Einladung besonders
hinzuweisen. Die Dringlichkeit ist vom Rat vor Eintritt in die Tagesordnung festzustellen.

Ratsmitglieder und Beigeordnete, die verhindert sind, an der Sitzung teilzunehmen,
sollen dies dem/der Vorsitzenden rechtzeitig vor der Sitzung mitteilen.

Eine Verletzung von Form und Frist der Einladung eines Ratsmitglieds gilt als geheilt,
wenn dieses Mitglied zu der Sitzung erscheint oder gegeniber dem/der Vorsitzenden bis
zu Beginn der Sitzung schriftlich oder elektronisch an die vom Vorsitzenden mitgeteilte
E-Mail-Adresse erklart, die Form- oder Fristverletzung nicht.geltend zu machen.

Erweist es sich auf Grund besonderer unvorhergesehener Umstande als notwendig, den
Beginn der Sitzung ohne Anderung des Sitzungstags vor- oder zuriickzuverlegen, so ist
eine solche Verlegung ohne erneute formliche Einladung nur zuléssig, wenn

1. der Beginn der Sitzung um héchstens drei 'Stunden verlegt wird,

2. alle Ratsmitglieder.und bei 6ffentlicher Sitzung auch die Einwohner(innen) rechtzeitig
daruber unterrichtet werden konnen.
Unter den Voraussetzungenvon Satz 1 Nr. 2 ist auch die Verlegung der Sitzung in
ein anderes Gebaude zulassig.

§ 3.- Tagesordnung

Der/die Oberbirgermeister(in) setzt im Benehmen mit den anwesenden Mitgliedern des
Stadtvorstands die Tagesordnung fest. Dabei sind Angelegenheiten, die zu den
Aufgaben des Rats gehoren, in‘die Tagesordnung aufzunehmen, wenn dies von
mindestens einem Viertel der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder oder einer Fraktion
schriftlich beantragt wird; dies gilt nicht, wenn der Rat den gleichen Gegenstand
innerhalb der letzten sechs Monate bereits beraten hat.

Die Grundstruktur der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte im 6ffentlichen Teil
der Sitzung wird wie folgt festgelegt:

1. Antrage der Fraktionen (nach dem Datum des Eingangs)

2. Verwaltungsvorlagen

3. Anfragen der Fraktionen und Gruppierungen (nach dem Datum des Eingangs)
4. Sonstige Vorgange

In der Tagesordnung sind die Gegenstande, die gemaR § 5 Abs. 2 in nichtéffentlicher
Sitzung zu beraten sind, gesondert aufzufihren.

Erganzungen der Tagesordnung durch den/die Oberburgermeister(in) konnen bis zum
Beginn der Einladungsfrist (8 2 Abs. 3 Satz 1) vorgenommen werden, soweit die
oOffentliche Bekanntmachung gemal § 4 sichergestellt ist.

Spétere, auch nach Er6ffnung der Sitzung wegen Dringlichkeit vorgeschlagene
Erganzungen der Tagesordnung und die Absetzung einzelner Beratungspunkte von der
Tagesordnung kénnen vom Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden
Ratsmitglieder beschlossen werden.

Sonstige Anderungen der Tagesordnung, insbesondere in der Reihenfolge der
Beratungsgegenstande, bedirfen der Zustimmung des Rats.
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§ 4 - Bekanntmachung der Sitzungen

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen sind nach den Bestimmungen der
Hauptsatzung 6ffentlich bekanntzumachen. Fir die Tagesordnung nichtéffentlicher
Sitzungen gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck der Nichtoffentlichkeit nicht
gefahrdet wird; diese Tagesordnungspunkte werden daher nur allgemein bezeichnet
(z.B. Personalsachen, Grundstickssachen, Abgabensachen). Beschliel3t der Rat,
einzelne Tagesordnungspunkte, die gemaf Satz 2 zur Behandlung in nichtéffentlicher
Sitzung bekanntgemacht worden sind, in 6ffentlicher Sitzung zu behandeln, braucht
diese Anderung nicht mehr 6ffentlich bekanntgemacht zu werden.

Die drtlichen Vertretungen der Presse sollen mit der Bekanntmachung nach Absatz 1
Uber die Einberufung der Sitzung und in geeigneter Weise uber die
Beratungsgegenstande der offentlichen Sitzung unterrichtet werden:.

§ 5 - Offentlichkeit der Sitzungen
Die Sitzungen des Rats sind 6ffentlich, sofern nicht ausdriicklich etwas anderes bestimmt
ist.

Die Offentlichkeit ist bei der Beratung und Entscheidung tiber folgende
Beratungsgegenstande ausgeschlossen:

1. PersonalangelegenheiteneinzelnerMitarbeiter(innen) der Stadt Speyer,
Abgabensachen einzelner Abgabenpflichtiger,

personliche Angelegenheiten der Einwohner(innen),

Vorliegen eines Ausschlielungsgrundes (8§22 Abs. 4 GemO),
Ausschluss aus dem Rat (831 GemOQ),

Rechtsstreitigkeiten, an‘'denen die Stadt Speyer beteiligt ist,

Grundstiicksangelegenheiten,

© N o 0 s~ W DN

Entscheidung Uber die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36
Baugesetzbuch,

9. Vergabe von Auftragen, sofern schutzwiirdige Belange der Bieter(innen) oder
sonstiger Privatpersonen beruhrt werden oder Vergaberecht dies erfordert,

10. Angelegenheiten, in denen das offentliche Wohl, insbesondere wichtige Belange
des Bundes, des Landes oder der Stadt ernsthaft gefahrdet werden kénnen; dazu
gehoren stets Angelegenheiten, die im Interesse der Landesverteidigung geheim zu
halten sind,

11. Zustimmung zur Festsetzung eines Ordnungsgeldes (8 19 Abs. 3 GemO),

12. sonstige Angelegenheiten, deren Beratung in nichtoffentlicher Sitzung der Natur des
Beratungsgegenstands nach erforderlich ist.

Der Rat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Ratsmitglieder
beschlie3en, dass auch andere als die in Absatz 2 genannten Angelegenheiten aus
besonderen Griinden in nichtoffentlicher Sitzung behandelt werden, soweit § 35 Abs. 1
Satz 2 Halbsatz 2 GemO dem nicht entgegensteht.

Uber den Ausschluss oder die Wiederherstellung der Offentlichkeit wird in
nichtoffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
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8 6 - Teilnahme weiterer Personen an den Sitzungen

An den Sitzungen des Rats kdnnen auf Veranlassung des Oberblrgermeisters/der
Oberburgermeisterin Mitarbeiter(innen) der Stadtverwaltung teilnehmen. Dies gilt auch
fur die Mitarbeiter(innen) der wirtschaftlichen Unternehmen und des gemeindlichen
Forstbetriebs.

Der Rat kann beschliel3en, zu bestimmten Beratungsgegenstanden Sachverstandige
und Vertreter berthrter Bevolkerungsteile zu héren; er kann einzelne
Beratungsgegenstande mit ihnen auch erdrtern. Beantragt ein Viertel der gesetzlichen
Zahl der Ratsmitglieder eine Anhdrung, so ist sie durchzufihren, sofern nicht zum
gleichen Beratungsgegenstand innerhalb der letzten zwolf Monate eine Anhérung
stattgefunden hat. Der/die Oberbirgermeister(in) kann bei Bedarf von sich aus zu
bestimmten Beratungsgegenstédnden Sachversténdige einladen; wenn die
Angelegenheit, zu der sie angehort werden sollen, in die Tagesordnung der betreffenden
Sitzung aufgenommen ist oder wenn die Entscheidung tiberden Beratungsgegenstand
nicht ohne Nachteil fir die Stadt bis zur tGbernéchsten Sitzung des'Rats
hinausgeschoben werden kann. Sachverstandige kénnen an nichtéffentlichen Sitzungen
nur teilnehmen, wenn sie sich zuvor zur Verschwiegenheit verpflichtet haben.

Die Ordnungsbefugnisse des/der Vorsitzenden nach 8 38 GemO bestehen auch
gegenlber den in den Absatzen 1 und 2 bezeichneten Personen; soweit nicht gesetzlich
etwas anderes bestimmt ist.

§ 7~ Schweigepflicht und Treuepflicht

Die Teilnehmer(innen) an den Sitzungen des Rats unterliegen nach Mal3gabe des § 20
Abs. 1 GemO der Schweigepflicht.

Die Ratsmitglieder haben eine besondere Treuepflicht gegenlber der Stadt Speyer. Sie
durfen Anspriche oder Interessen Dritter gegen die Stadt nicht vertreten, es sei denn,
dass sie als gesetzliche Vertreter handeln.

Verletzt ein Ratsmitglied die Schweigepflicht oder die Treuepflicht, so kann ihm der/die
Oberbirgermeister(in) mit Zustimmung des Rats ein Ordnungsgeld bis zu finfhundert
Euro auferlegen (8§ 20 Abs. 2 und § 21 Abs. 3i.V.m. § 19 Abs. 3 GemO).

8§ 8 - Beschlussfahigkeit

Der Rat ist beschlussfahig, wenn bei der Beschlussfassung mehr als die Halfte der
gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder anwesend ist.

Wird der Rat wegen Beschlussunfahigkeit zum zweiten Male zur Verhandlung tber
denselben Gegenstand eingeladen, so ist er beschlussfahig, wenn mindestens drei
Mitglieder anwesend sind. Bei der zweiten Einladung ist hierauf ausdricklich
hinzuweisen.

Kdnnen Ratsmitglieder gemal 8 9 Abs. 1 an der Beratung oder Abstimmung nicht
teilnehmen und wiirde dies zur Beschlussunféhigkeit nach Absatz 1 fihren, so ist der
Rat abweichend von Absatz 1 beschlussféahig, wenn mindestens ein Drittel der
gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder anwesend ist; andernfalls entscheidet der/die
Oberbirgermeister(in) nach Anhérung der nicht ausgeschlossenen anwesenden
Ratsmitglieder anstelle des Rats.
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8§ 9 - Ausschluss von der Beratung und Entscheidung

Ein Ratsmitglied darf an der Beratung oder Entscheidung einer Angelegenheit nicht
mitwirken,

1. wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem Ehegatten, seinem geschiedenen
Ehegatten, seinen Verwandten bis zum dritten Grade, den Ehegatten seiner
Verwandten bis zum zweiten Grade, seinen Verschwagerten bis zum zweiten Grade
oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natirlichen oder
juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann oder

2. wenn es zu dem Beratungsgegenstand in anderer als 6ffentlicher Eigenschaft ein
Gutachten abgegeben hat oder sonst tétig geworden ist oder

3. wenn es

a) bei einer naturlichen oder juristischen Person oder einer Vereinigung gegen
Entgelt beschéftigt ist oder

b) bei einer juristischen Person als Mitglied des Vorstands, des Aufsichtsrats oder
eines gleichartigen Organs tétig ist, sofern'es diesem Organ nicht als
Vertreter(in) der Stadt angehdrt, oder

c) Gesellschafter(in) einer Gesellschaft des blrgerlichen Rechts oder
Vorstandsmitglied eines nichtrechtsfahigen Vereins ist,

und die unter den Buchstaben a bis ¢’ Bezeichneten ein unmittelbares personliches
oder wirtschaftliches Interesse an-der Entscheidung haben.-Satz 1 Nr. 3 Buchst. a gilt
nicht, wenn nach-den tatsachlichen Umstanden der Beschaftigung anzunehmen ist,
dass der/die Betroffene sich deswegen nicht in einem Interessenwiderstreit befindet.

Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht fir Wahlen. Sie finden auch dann keine
Anwendung, wenn ein Ratsmitglied lediglich als’ Angehdorige(r) einer Berufsgruppe oder
eines Bevoélkerungsteils, deren-gemeinsame Belange berihrt werden, betroffen ist.

Ein Ratsmitglied, bei dem ein AusschlieRungsgrund vorliegt oder méglicherweise
vorliegen kann, hat dies'dem/der-Vorsitzenden unaufgefordert vor Beginn der Beratung
mitzuteilen. Das Gleiche gilt fir Ratsmitglieder, denen Tatsachen liber das Vorliegen von
AusschlieBungsgriinden bei anderen Sitzungsteilnehmern bekannt sind. In Zweifelsfallen
entscheidet der Rat in nichtéffentlicher Sitzung nach Anhérung des/der Betroffenen und
in seiner/ihrer Abwesenheit, ob ein Ausschliel3ungsgrund vorliegt.

Das Ratsmitglied, bei dem ein Ausschlielungsgrund vorliegt, hat den Beratungstisch zu
verlassen. Es ist berechtigt, sich bei einer 6ffentlichen Sitzung in dem fur die
Zuhdrenden bestimmten Teil des Sitzungsraums aufzuhalten; bei nichtdffentlicher
Sitzung hat es den Sitzungsraum zu verlassen.

Ein Beschluss ist unwirksam, wenn er unter Mitwirkung einer nach Absatz 1
ausgeschlossenen Person ergangen ist oder wenn eine mitwirkungsberechtigte Person
ohne einen Ausschliel3ungsgrund gemaf Absatz 3 Satz 3 von der Beratung oder
Entscheidung ausgeschlossen wurde. Er gilt jedoch als von Anfang an wirksam, wenn
nicht innerhalb von drei Monaten seine Ausfilhrung vom/von der Oberbirgermeister(in)
ausgesetzt oder er von der Aufsichtsbehtrde beanstandet wird. Der ausgesetzte oder
beanstandete Beschluss ist unverziglich unter Vermeidung des Fehlers, der zur
Aussetzung oder Beanstandung geftuhrt hat, zu wiederholen.

Die Bestimmungen der Abséatze 1 bis 4 gelten ebenfalls fiir den/die
Oberbirgermeister(in) und die Beigeordneten sowie fir alle Personen, die gemal § 6 an
der Sitzung teilnehmen,; fir den/die Oberburgermeister(in) und die Beigeordneten gilt
auch Absatz 5.
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8 10 - Fraktionen

Die Mitglieder des Rats konnen sich zu Fraktionen zusammenschliel3en. Eine Fraktion
muss mindestens aus zwei Mitgliedern bestehen. Ratsmitglieder kénnen nicht
gleichzeitig mehreren Fraktionen angehoren.

Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung und die Namen der
Mitglieder sowie des/der Vorsitzenden und der Stellvertreter(innen) sind dem/der
Oberburger-meister(in) schriftlich mitzuteilen; dieser gibt die Bildung der Fraktion dem
Rat bekannt.

Das Gleiche gilt fiir spatere Anderungen.

§ 11 - Altestenrat

Zur Herbeifihrung einer Verstandigung Uber das Verfahren bei der Behandlung
wichtiger Aufgaben in den Sitzungen des Stadtrats und der Ausschiisse wird ein
Altestenrat gebildet. Er hat insbesondere die Wahl des Oberbirgermeisters/der
Oberburgermeisterin und der Beigeordneten sowie<die Bildung der Ausschiisse
vorzubereiten.

Dem Altestenrat gehéren an:

= der/die Oberburgermeister(in),

» die Beigeordneten,

= die Vorsitzenden aller im Rat vertretenen Fraktionen,

= sowie bei Fraktionen mit mehr als 2 Mitgliedern deren Stellvertreter(innen).

Den Vorsitz fuhrt der/die Oberbilirgermeister(in),.im Verhinderungsfall ein(e)
Beigeordnete(r) in der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis.

Sind der/die Vorsitzende und die Beigeordneten wegen eines AusschlieBungsgrundes
nach 8§ 22 Abs. 1 GemQ-von der Mitwirkung ausgeschlossen, so filhrt das an
Lebensalter alteste Mitglied des Altestenrates den Vorsitz.

2. Abschnitt: Der/die Vorsitzende und seine/ihre Befugnisse

§ 12 - Vorsitz im Rat, Stimmrecht

Den Vorsitz im Rat fuhrt der/die Oberbirgermeister(in); in seiner/ihrer Vertretung fuhren
ihn die Beigeordneten in der Reihenfolge ihrer Vertretungsbefugnis. Bei Verhinderung
des Birgermeisters/der Burgermeisterin und der Beigeordneten soll das alteste
anwesende Ratsmitglied den Vorsitz fihren. Verzichtet das alteste anwesende
Ratsmitglied auf den Vorsitz, so wahlt der Rat aus seiner Mitte den/die Vorsitzende(n).

Der/die Vorsitzende erdffnet und schlief3t die Sitzung, leitet die Verhandlungen, sorgt fur
die Aufrechterhaltung der Ordnung und Ubt das Hausrecht aus.

Der/die Vorsitzende, der/die nicht gewéhltes Ratsmitglied ist, hat ebenfalls Stimmrecht.
Dieses ruht bei

1. Wahlen,

2. allen Beschlissen, die sich auf die Vorbereitung der Wahl des
Oberbirgermeisters/der Oberbirgermeisterin und der Beigeordneten beziehen,

3. dem Beschluss Uber die Einleitung des Verfahrens zur Abwahl des
Oberbirgermeisters/der Oberbirgermeisterin,

4. Beschlissen Uber die Abwahl von Beigeordneten,
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5. der Festsetzung der Bezlige des Oberbirgermeisters/der Oberbirgermeisterin und
der Beigeordneten,

6. Beschlissen Uber Einspriiche gegen Ausschlussverfiigungen des/der Vorsitzenden
nach § 38 Abs. 3 GemO.

Soweit sein/ihr Stimmrecht ruht, wird der/die Vorsitzende bei der Berechnung der
Stimmenmehrheit nicht mitgezahlt.

§ 13 - Ordnungsbefugnisse

(1) Der/die Vorsitzende kann Ratsmitglieder bei grober Ungebihr oder bei Verstol3 gegen
die Bestimmungen dieser Geschéftsordnung zur Ordnung rufen. Nach dreimaligem
Ordnungsruf kann er/sie Ratsmitglieder von der Sitzung ausschlie3en; das
ausgeschlossene Mitglied hat auf Aufforderung des/der Vorsitzenden den Sitzungsraum
zu verlassen. In schweren Fallen kann der Ausschluss auch fur mehrere, h6chstens
jedoch fur drei Sitzungen ausgesprochen werden, sofern nicht Absatz 2 anzuwenden ist.

(2) Verlasst ein ausgeschlossenes Ratsmitglied trotz Aufforderung durch den/die
Vorsitzende(n) den Sitzungsraum nicht, so hat die dahingehende Feststellung des/der
Vorsitzenden ohne weiteres den Ausschluss von den nachsten drei Sitzungen zur Folge.

(3) Gegen die Ausschlussverfigung des/der Vorsitzenden ist Einspruch beim Rat zulassig.
Der Einspruch istinnerhalb von 14 Tagen beim/bei der Vorsitzenden einzulegen; er hat
keine aufschiebende Wirkung. Uber den Einspruch entscheidet der Rat in der nachsten
Sitzung.

(4) Der Ausschluss von den Sitzungen des Rats hat den Ausschluss von allen
Ausschusssitzungen-zur Folge, die'in der Zeit bis zur letzten Ratssitzung, von der das
betroffene Ratsmitglied ausgeschlossen ist, stattfinden.

(5) Die Bestimmungen der Abséatze 1 bis 4 gelten entsprechend fir Personen, die mit
beratender Stimme oder gemaR § 6 an den Sitzungen des Rats teilnehmen, soweit sie
der Ordnungsbefugnis des/der Vorsitzenden unterliegen.

§ 14 - Ausiibung des Hausrechts

Der/die Vorsitzende kann die Zuhdrenden, die trotz Verwarnung Beifall oder Missbilligung
auBern, Ordnung oder Anstand verletzen oder versuchen, die Beratung oder Entscheidung
zu beeinflussen, aus dem Sitzungsraum verweisen und bei Weigerung zwangsweise
entfernen lassen. Lasst sich ein(e) Zuhdrer(in) erhebliche oder wiederholte Stérungen
zuschulden kommen, kann der/die Vorsitzende ihn/sie auf bestimmte Zeit vom Zutritt zu den
Sitzungen des Rats und der Ausschisse ausschlie3en.

3. Abschnitt: Antrége in der Sitzung
8§ 15 - Allgemeines
(1) Antrage sind nur zulassig, wenn der Rat fur den Gegenstand der Beschlussfassung

zustandig ist.

(2) Antragsberechtigt sind der/die Vorsitzende, jedes Ratsmitglied und jede Fraktion. Von
mehreren Ratsmitgliedern und/oder mehreren Fraktionen kdnnen gemeinsame Antrage
gestellt werden.

(3) Antrage von Fraktionen und Ratsmitgliedern, deren Behandlung im Stadtrat gewlinscht
wird, mussen spatestens bis zum 10. Tag vor der Sitzung dem/der Vorsitzenden
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vorliegen. In diesem Falle sind sie auf die Tagesordnung zu setzen. Antrage, die spater
eingehen, werden auf die Tagesordnung der folgenden Sitzung gesetzt.

Jeder Antrag ist vom/von der Antragsteller(in) (Absatz 2) oder vom/von der
Vorsitzenden, im Falle des Beschlussvorschlags eines Ausschusses von dessen
Vorsitzenden oder von einem vom Ausschuss beauftragten Mitglied, vorzutragen und zu
begriinden.

Das Recht eines einzelnen Ratsmitgliedes nach Abs. 2 bzw. § 30 Abs. 4 GemO st
auf Antrage in der Sitzung zu Tagesordnungspunkten beschrankt, mit denen sich
der Gemeinderat nach der festgesetzten Tagesordnung zu befassen hat.

(OVG Rheinland-Pfalz 17.12.1991 (Az. 7 A 10752/91), Beschluss
Bundesverwaltungsgericht 14.12.1992 (Az. 7 B 50/92))

8§ 16 - Sachantrage

Sachantréage sind auf die inhaltliche Erledigung des Beratungsgegenstandes gerichtet.

Antrage, die im Falle ihrer Annahme mit Ausgaben verbunden sind, die\im
Haushaltsplan nicht eingestellt sind oder die eine Erhéhung der Haushaltsansatze zur
Folge haben wirden, missen gleichzeitig einen rechtlich zuldssigen und tatsachlich
durchfihrbaren Deckungsvorschlag enthalten. Dies gilt auch fur Antrage, mit denen
Einnahmeausfélle verbunden sind.

817 - Antrage zur, Tagesordnung, Dringlichkeitsantrage

Antrage zur Erganzung der Tagesordnung miissen, Antrage zur sonstigen Anderung der
Tagesordnung sollen nach-der Eréffnung der Sitzung vor Eintritt in die Tagesordnung
gestellt werden.

Der Rat beschliel3t mit der Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Ratsmitglieder
Uber die Erganzung der Tagesordnung um Gegenstande, deren Beratung und
Entscheidung wegen Dringlichkeit beantragt worden ist. Bei der Aussprache hiertiber
darf auf den sachlichen Inhalt des Beratungsgegenstandes nur insoweit eingegangen
werden, als es fur die Beurteilung der Dringlichkeit erforderlich ist.

Antrage auf Absetzen von Beratungsgegenstanden bedurfen der Mehrheit von zwei
Dritteln, sonstige Anderungen der Tagesordnung der Mehrheit der anwesenden
Ratsmitglieder.

8§ 18 - Anderungs-, Erganzungs- und Uberweisungsantrage

Zu den Beratungsgegenstanden konnen Anderungs- und Erganzungsantrage gestellt
oder es kann beantragt werden, dass ein Antrag an einen Ausschuss zur Beratung
Uberwiesen oder eine Ausschussvorlage zur nochmaligen Priifung der Sache an einen
Ausschuss zuriick tiberwiesen wird. Wird die Uberweisung oder Zuriickilberweisung an
einen Ausschuss beschlossen, so ist die Angelegenheit nach der Behandlung im
Ausschuss vom/von der Oberblrgermeister(in) erneut auf die Tagesordnung der
nachsten Sitzung des Rats zu setzen, soweit der Ausschuss nicht zur abschlieRenden
Entscheidung ermachtigt ist.

Der Rat kann beschlie3en, Angelegenheiten nach Beratung zu vertagen. In diesem Fall
hat der/die Vorsitzende diese erneut auf die Tagesordnung der nachsten Sitzung zu
setzen. Antrage auf Vertagung bedurfen der Mehrheit der anwesenden Ratsmitglieder.
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§ 19 - Antrage zur Geschéaftsordnung

Der/die Vorsitzende und die Ratsmitglieder haben das Recht, jederzeit Antréage zur
Geschéftsordnung zu stellen und Abweichungen von der Geschéftsordnung zu
beanstanden. Dies geschieht durch den Zuruf: "Zur Geschéftsordnung”. Uber Antrage
zur Geschéftsordnung ist sofort zu beraten und zu beschlie3en.

Wahrend der Beratung eines Gegenstandes kann jederzeit "Schluss der Beratung"
beantragt werden. Ein solcher Antrag kann nicht von Ratsmitgliedern gestellt werden,
die bereits zur Sache gesprochen haben. Uber den Antrag kann erst abgestimmt
werden, wenn jede Fraktion und jedes Ratsmitglied, das keiner Fraktion angehdrt, sowie
jedes Ratsmitglied, das sich bis zum Antrag auf "Schluss der Beratung" zu Wort
gemeldet hat, Gelegenheit hatten, sich zur Sache zu auf3ern.

4. Abschnitt: Anfragen

§ 20 - Anfragen

Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion ist berechtigt, in allen Angelegenheiten-der Stadt
und ihrer Verwaltung schriftliche'oder-in der Sitzung mindliche Anfragen an den/die
Oberbirgermeister(in) zu richten. Fur schriftliche Anfragen gelten die Fristen des

§ 15 Abs. 3.

Schriftliche Anfragen werden vom/von der Oberblrgermeister(in) schriftlich beantwortet,
sofern nicht das anfragende Ratsmitglied oder die anfragende Fraktion beantragt, dass
die Beantwortung mindlich in der nachsten Ratssitzung erfolgt.

Fur die mundliche Beantwortung von Anfragen in der Ratssitzung gelten folgende
Grundsatze:

a) Der/die Oberbilrgermeister(in) kann die Beantwortung einer mindlichen Anfrage auf
die nachste Sitzung des Rats verschieben, wenn die Anfrage in der Sitzung nicht
beantwortet werden kann. Das anfragende Ratsmitglied/die anfragende Fraktion kann
beantragen, dass anstelle einer Verschiebung der Beantwortung auf die nachste
Ratssitzung die Anfrage schriftlich beantwortet wird.

b) Vor der Beantwortung wird dem anfragenden Ratsmitglied oder der anfragenden
Fraktion auf Wunsch zur Begriindung der Anfrage das Wort erteilt, soweit diese
Uber die Begriindung des vorliegenden Anfrageschreibens hinausgeht.
Allgemeine Statements im Zusammenhang mit dem Thema, das der konkreten
Anfrage zugrunde liegt, sind nicht zugelassen.

¢) Nach der Beantwortung kann das anfragende Ratsmitglied oder die anfragende
Fraktion eine mit der Anfrage im Zusammenhang stehende Zusatzfrage stellen.
Anderen Ratsmitgliedern steht dieses Recht nicht zu.

d) Mit Zustimmung des anfragenden Ratsmitgliedes/der anfragenden Fraktion
kann die Anfrage in der Sitzung lediglich in Grundziigen mundlich beantwortet
werden; umfangreiche Detailinformationen, insbesondere Zahlenreihen o0.4a.,
werden schriftlich mit dem Protokoll nachgereicht.

e) Eine Aussprache uber die Anfrage und ihre Beantwortung findet nicht statt.
Sachbeschlisse kénnen nicht gefasst werden.

Anfragen zu Vorgangen, fur die eine besondere Geheimhaltung vorgeschrieben ist oder
bei denen Uberwiegende schutzwirdige Interessen Betroffener entgegenstehen, werden
nicht beantwortet; der/die Oberblirgermeister(in) weist das anfragende Ratsmitglied
hierauf besonders hin.
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(5) Die Beantwortung der Anfragen erfolgt in der Regel in der offentlichen Sitzung. Soweit
durch Anfragen Angelegenheiten bertihrt werden, die nach 8 5 Abs. 2 und 3 von der
Behandlung in offentlicher Sitzung ausgeschlossen sind, werden sie in der
nichtéffentlichen Sitzung beantwortet

5. Abschnitt: Durchfihrung der Sitzung, Abstimmungen, Wahlen

§ 21 - Eroffnung und Ablauf der Sitzung

(1) Der/die Vorsitzende erotffnet die Sitzung. Er/sie stellt vor Eintritt in die Tagesordnung die
Ordnungsmalfigkeit der Einladung und die Beschlussfahigkeit des Rats fest. Sodann
wird (ber Antrage zur Anderung oder Erganzung der Tagesordnung beschlossen. Ist die
Einladungsfrist verkirzt worden, so hat der Rat zunadchst die Dringlichkeit der Sitzung
festzustellen.

(2) Ergeben sich im Verlauf der Sitzung Zweifel dariiber, ob der Rat noch beschlussfahig ist,
so hat der/die Vorsitzende die Beschlussfahigkeit erneut festzustellen. Dies gilt
insbesondere, wenn Ratsmitglieder wegen AusschlieRungsgrinden (8 9).an der
Beratung und Entscheidung nicht teilnehmen kénnen.

(3) Die Beratungsgegenstande werden in der Reihenfolge der Tagesordnung behandelt, wie
sie nach § 3 festgesetzt wurde, soweit nicht Anderungen nach 817 zu berticksichtigen
sind.

(4) Der/die Vorsitzende kann die Sitzung kurzfristig unterbrechen. Auf Antrag eines Viertels
der anwesenden Ratsmitglieder ist die Sitzung kurzfristig zu unterbrechen.

§ 22 - Einwohnerfragestunde

(1) Die Einwohner(innen) und die ihnen-nach Mal3gabe des § 14 Abs. 3 und 4 GemO
gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen sind berechtigt, in einer
anberaumten Fragestunde Fragen aus dem Bereich der drtlichen Verwaltung
(Selbstverwaltungs- und Auftragsangelegenheiten der Stadt) zu stellen und Vorschlage
oder Anregungen zu unterbreiten.

(2) Die Einwohnerfragestunde wird vom/von der Oberbilirgermeister(in) mindestens
vierteljahrlich anberaumt; sie ist in die Tagesordnung des 6ffentlichen Teils der
Ratssitzung aufzunehmen. Sie soll die Dauer von 30 Minuten nicht tberschreiten.

(3) Fragen sollen dem/der Oberbiirgermeister(in) nach Mdglichkeit drei Arbeitstage vor der
Sitzung schriftlich zugeleitet werden.

(4) Der/die Vorsitzende hat Fragen zuriickzuweisen sowie die AuRerung von Vorschlagen
und Anregungen zu unterbinden, wenn

1. sie nicht den Bereich der o6rtlichen Verwaltung betreffen oder
2. sie sich auf Tagesordnungspunkte derselben Sitzung beziehen oder

3. sie Angelegenheiten betreffen, die gemaf 8 5 Abs. 2 und 3 in nichtoffentlicher
Sitzung zu behandeln sind, oder

4. die regulare Dauer der Einwohnerfragestunde bereits um mehr als 15 Minuten
Uberschritten ist, sofern nicht der Rat ihre Verlangerung beschlief3t.

In den Féallen der Nummern 2 und 4 sind die betreffenden Fragen oder AuRerungen bei
der n&chsten Einwohnerfragestunde vorrangig zuzulassen.

(5) Fragen, Anregungen und Vorschlage missen kurz gefasst sein; sie sollen einschlie3lich
ihrer Begriindung die Dauer von drei Minuten nicht tiberschreiten. Die in Absatz 1
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Bezeichneten kénnen in jeder Einwohnerfragestunde nur jeweils eine Frage stellen; eine
Zusatzfrage ist zugelassen.

Fragen werden mindlich vom/von der Vorsitzenden beantwortet. Die Fraktionen sowie
die Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehdren, kénnen zu der Antwort kurz Stellung
nehmen. Kann die Frage in der Einwohnerfragestunde nicht beantwortet werden, so
erfolgt die Beantwortung in der nachsten Einwohnerfragestunde, sofern nicht der/die
Fragesteller(in) der schriftlichen Beantwortung zustimmt. Der/die Oberblrgermeister(in)
hat den Rat tGber den Inhalt einer schriftlichen Beantwortung zu informieren.

Eine Beschlussfassung Uber die Beantwortung der Fragen oder Uber die inhaltliche
Behandlung vorgetragener Anregungen und Vorschlage findetim Rahmen der
Einwohnerfragestunde nicht statt.

§ 23 - Redeordnung

Der/die Vorsitzende erteilt, soweit er/sie nicht selbst berichtet oder einen Antrag stellt,
zunachst dem/der Berichterstatter(in) oder dem/der Antragsteller(in) das Wort. Im
Ubrigen wird den Ratsmitgliedern und den Personen, die mit beratender Stimme an der
Sitzung teilnehmen, das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilt;
Ratsmitglieder, die Antrage "Zur Geschaftsordnung" oder auf\"Schluss der Beratung"
(8 19) stellen wollen, erhalten sofort das Wort. Der/die Vorsitzende kann von der
Reihenfolge der Wortmeldungen abweichen, wenn dies zur Wahrung des
Sachzusammenhangs geboten erscheint. Den Berichterstattern/ Berichterstatterinnen
und Antragstellern/Antragstellerinnenist, wenn Irrtimer Uber Tatsachen zu berichtigen
oder sonstige Klarstellungen erforderlich sind, auch auRerhalb der Reihenfolge das Wort
zu erteilen.

Wortmeldungen sind deutlich (z.B. durch Erheben einer Hand) anzuzeigen. Wenn
gleichzeitig mehrere Wortmeldungen erfolgen, entscheidet der/die Vorsitzende, wer
zuerst spricht.

Die Ausfiihrungen sind auf das sachlich Gebotene zu beschranken. Der Rat kann zu
bestimmten Gegenstanden der Tagesordnung vor Beginn der Beratungen eine Redezeit
festsetzen.

Ein Ratsmitglied soll zu demselben Antrag grundsatzlich nur einmal sprechen.
Mit Zustimmung des/der Vorsitzenden kann ein Ratsmitglied auch ofter das Wort
ergreifen; die Gleichbehandlung der Ratsmitglieder ist zu gewahrleisten.

Der/die Vorsitzende kann, soweit es fur den formlichen Ablauf der Sitzung und zur
Handhabung der Ordnung erforderlich ist, jederzeit das Wort ergreifen. Das Wort zur
Sache kann er/sie nur am Schluss der Ausfiihrungen eines Ratsmitgliedes ergreifen.

Der/die Vorsitzende kann Redner(innen), die vom Beratungsgegenstand abweichen,
"Zur Sache" rufen. Ist ein(e) Redner(in) dreimal bei derselben Rede "Zur Sache" gerufen
worden, so kann ihm/ihr der/die Vorsitzende das Wort entziehen. Nach dem zweiten Ruf
"Zur Sache" hat der/die Vorsitzende den/die Redner(in) auf diese Folge hinzuweisen.

Liegen keine Wortmeldungen mehr vor, kann der/die Antragsteller(in) oder der/die
Berichterstatter(in) noch einmal das Wort erhalten. Danach wird die Beratung
geschlossen und abgestimmit.
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§ 24 - Beschlussfassung

Die Beschlussfassung setzt voraus

1. eine Vorlage des Oberbirgermeisters/der Oberblrgermeisterin oder eines
Ausschusses mit einem bestimmten Antrag oder einer Beschlussempfehlung oder

2. einen abstimmungsfahigen Antrag im Sinne des 3. Abschnitts (88 15 bis 19).

Der/die Vorsitzende leitet die Beschlussfassung damit ein, dass er/sie den endgultigen
Beschlusswortlaut verliest oder auf die vorliegenden Unterlagen verweist.

Die Beschlisse des Rats werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden
Ratsmitglieder gefasst, soweit nach gesetzlichen Bestimmungen nicht eine andere
Mehrheit erforderlich ist. Stimmenthaltungen und ungultige Stimmen zahlen bei der
Feststellung der Stimmenmehrheit nicht mit. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag
abgelehnt.

Der/die Vorsitzende stellt die Zahl der Ratsmitglieder fest, die dem Antrag zustimmen,
den Antrag ablehnen oder sich der Stimme enthalten: Ergeben sich dabei Zweifel, ist die
Abstimmung zu wiederholen. Wird einem Antrag auf entsprechende Frage des/der
Vorsitzenden nicht widersprochen, kann der/die Vorsitzende ohne férmliche Abstimmung
die Annahme des Antrags feststellen.

Bei der Beschlussfassung wird durch Handzeichen offen abgestimmt. Uber folgende
Angelegenheiten wird durch Stimmzettel geheim abgestimmt:

1. Zustimmung zur Festsetzung eines Ordnungsgeldes (§ 19 Abs. 3 GemO),
2. Ausschluss aus dem Rat (8 31 GemO),

3. Beschluss Uber den Einspruch gegen die Ausschlussverfiigung des/der Vorsitzenden
(8 38 Abs. 3 GemO).

Uber andere Angelegenheiten wird geheim abgestimmt, wenn es der Rat im Einzelfall
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder beschliel3t.

Bei der Abstimmung durch Stimmzettel gelten unbeschrieben abgegebene Stimmzettel
als Stimmenthaltung. Stimmzettel, aus denen der Wille des Abstimmenden nicht
unzweifelhaft erkennbar ist, und Stimmzettel, die einen Zusatz, eine Verwahrung oder
einen Vorbehalt enthalten, sind ungiltig.

Ein Viertel der Ratsmitglieder kann beantragen, dass namentlich abgestimmt wird. Eine
namentliche Abstimmung hat zu erfolgen, wenn dies vom Rat beschlossen wird. Ein
Antrag auf namentliche Abstimmung gilt immer als der weitergehende. Bei namentlicher
Abstimmung werden die Ratsmitglieder vom/von der Vorsitzenden einzeln aufgerufen.
Sie antworten mit "Ja", "Nein" oder "Enthaltung". Die Namen der Ratsmitglieder und ihre
Antworten sowie die Nichtteilnahme von Ratsmitgliedern an der Abstimmung sind in der
Niederschrift festzuhalten.

§ 25 - Reihenfolge der Abstimmung

Uber Antrage wird in folgender Reihenfolge abgestimmt:

1. Absetzung von der Tagesordnung,

2. Vertagung,

Uberweisung oder Ruckiberweisung an einen Ausschuss,
Schluss der Beratung,

Sonstige Antrage.

o s~ w
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Im Ubrigen ist tiber den weitergehenden Antrag zuerst abzustimmen. Gehen Antrage
gleich weit, hat der zuerst eingebrachte Antrag Vorrang.

Uber Anderungsantrage ist vor den Hauptantragen abzustimmen.

Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten Uber die Reihenfolge der Antrage, so
entscheidet der Rat.

§ 26 - Wahlen

Wabhlen sind alle Beschliisse des Rats, die die Auswahl oder die Bestimmung einer oder
mehrerer Personen zum Gegenstand haben. Beschlisse nach'§ 47 Abs. 2 Satz 2
GemO sind keine Wahlen.

Wahlen erfolgen in 6ffentlicher Sitzung im Wege geheimer Abstimmung durch
Stimmzettel, sofern nicht der Rat im Einzelfall mit der Mehrheit-der anwesenden
Ratsmitglieder etwas anderes beschlie3t. Die Beigeordneten undiim Falle des § 53 Abs.
2 GemO der/die Oberbirgermeister(in) werden stets in 6ffentlicher Sitzung durch
Stimmzettel in geheimer Abstimmung gewabhlt.

Es kdnnen nur solche Personen gewahlt werden, die dem Rat vor der Wahl
vorgeschlagen worden sind. Stimmen, die fir nicht vorgeschlagene Personen
abgegeben werden, sind ungultig. Bei der Wahl durch Stimmzettel ist der Name des
Bewerbers/der Bewerberin, flr den das Ratsmitglied seine Stimme abgeben will,
einzutragen. Bei der Verwendung vorgedruckter Stimmzettel erfolgt'die Stimmabgabe
durch Ankreuzen oder eine andere eindeutige Kennzeichnung. Ist nur ein(e)
Bewerber(in) . vorgeschlagen worden, so kann-mit "Ja" oder "Nein" abgestimmt werden.

Wurden mehrere Wahlvorschlage gemacht, ist gewahlt, wer mehr als die Halfte der
gultigen Stimmen erhalt. Erhalt beim ersten Wahlgang niemand diese Stimmenmehrheit,
so ist die Wahl zu wiederholen: Erhalt auch beim zweiten Wahlgang niemand mehr als
die Halfte der gultigen Stimmen, so findet zwischen den beiden Personen, die die
hdchste Stimmenzahl erreicht haben, eine Stichwahl statt (dritter Wahlgang). Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los, wer in die Stichwahl kommt. Der dritte
Wahlgang findet auch dann statt, wenn nur zwei Bewerber(innen) vor der Wahl
vorgeschlagen worden sind und im ersten und zweiten Wahlgang keine(r) mehr als die
Halfte der Stimmen erhalten hat. Ergibt sich im dritten Wahlgang Stimmengleichheit, so
entscheidet das Los. Der Losentscheid erfolgt durch den/die Vorsitzende(n).

Wourde flr die Wahl nur eine Person vorgeschlagen und hat diese im ersten Wahlgang
nicht mehr als die Halfte der abgegebenen glltigen Stimmen erhalten, ist die Wahl zu
wiederholen (zweiter Wahlgang). Erhalt die Person auch hierbei nicht die erforderliche
Stimmenmehrheit, ist sie abgelehnt. Der Rat kann in derselben Sitzung auf Grund neuer
Wahlvorschlage eine neue Wahl durchfiihren; die abgelehnte Person kann erneut
vorgeschlagen werden.

Der Rat kann vor jedem Wahlgang oder vor dem Losentscheid beschlie3en, die Sitzung
fur eine bestimmte Zeit, auch fiir mehrere Tage, zu unterbrechen oder die Wahl zu
vertagen. In diesem Fall wird die Wabhl, bei einer Unterbrechung in der gleichen Sitzung,
bei einer Vertagung in der folgenden Sitzung, von der Stufe an fortgesetzt, bei der die
Unterbrechung oder Vertagung erfolgt ist. Die Wahl kann abgebrochen werden, wenn
der Rat mit der Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Ratsmitglieder die
Absetzung der Wahl von der Tagesordnung beschlief3t; in diesem Fall wird die Wahl in
der n&chsten Sitzung auf der Grundlage neuer Wahlvorschlage durchgefihrt.

Unbeschrieben abgegebene Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung. Stimmzettel, aus
denen der Wille des Abstimmenden nicht unzweifelhaft erkennbar ist, und Stimmzettel,
die einen Zusatz, eine Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten, sind ungultig. Das
Gleiche gilt bei mehreren Wahlvorschlagen fir Stimmzettel, auf denen der Abstimmende
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mit "Nein" gestimmt hat. Stimmenthaltungen und ungtiltige Stimmen zéhlen bei der
Feststellung der Stimmenmehrheit nicht mit.

(8) Die Auszahlung der Stimmen erfolgt durch den/die Vorsitzende(n) und mindestens zwei
von ihm/ihr beauftragte Ratsmitglieder. Die Stimmzettel sind nach der Feststellung des
Wahlergebnisses mindestens zwei Wochen in einem verschlossenen Umschlag
vom/von der Vorsitzenden aufzubewahren; wird die Wahl nicht gemalR § 43 Abs. 1
GemO angefochten, sind die Stimmzettel danach unverzuglich zu vernichten.

(9) Im Ubrigen gilt § 24 entsprechend. § 28 bleibt unberihrt.

8 27 - Niederschrift

(1) Uber jede Sitzung des Rats ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie muss enthalten:
1. Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung,

2. Namen des/der Vorsitzenden, der anwesenden Beigeordneten; der Ratsmitglieder,
des Schriftfihrers/der Schriftfihrerin und der sonstigen Sitzungsteilnehmer,

3. Namen fehlender Ratsmitglieder,
4. Tagesordnung,

5. Form der Beratung (6ffentlich/nichtéffentlich) Gber die einzelnen
Beratungsgegensténde,

6. Form der Abstimmung Uber die einzelnen Beratungsgegenstande, sofern geheim
oder namentlich abgestimmt wurde,

7. Wortlaut der Beschliisse und das Ergebnis der Abstimmungen, bei hamentlicher
Abstimmung Name und Stimmabgabe der einzelnen Ratsmitglieder,

8. Namen der Ratsmitglieder, die von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen
waren,

9. sonstige wesentliche Vermerke tber den Ablauf der Sitzung (z.B. Verlauf der
Einwohnerfragestunde, Unterbrechung, OrdnungsmalRnahmen).

(2) Die Niederschrift ist vom/von der Vorsitzenden, zwei vom Stadtrat bestimmten
Mitgliedern und dem/der Schriftfiihrer(in) zu unterzeichnen. Die zur Mitzeichnung der
Niederschrift bestimmten Ratsmitglieder und ihre Stellvertretung werden vom Stadtrat fiir
die Dauer der Legislaturperiode bestimmt. Der/die Schriftfiihrer(in) wird vom/von der
Vorsitzenden bestellt.

(3) Jedes Ratsmitglied kann vor oder nach der Beschlussfassung verlangen, dass seine
abweichende Meinung oder der Inhalt seiner personlichen Erklarung zu einem Beschluss in
der Niederschrift vermerkt wird, sofern die abweichende Meinung oder die persétnliche
Erklarung vor der Beschlussfassung geéulRert wurde. Dies gilt nicht bei geheimer
Abstimmung.

(4) Die Niederschrift soll den zur Mitzeichnung bestimmten Ratsmitgliedern spatestens
einen Monat nach der Sitzung zugeleitet werden. Die Niederschriften tber offentliche
und nichtoffentliche Sitzungen sind jedem Ratsmitglied auf Verlangen zur Einsicht
vorzulegen; dies gilt nicht fir Ratsmitglieder, die von der Beratung und Entscheidung
nach § 9 ausgeschlossen waren.

(5) Einwendungen gegen die Niederschrift sind spéatestens bei der nadchsten Sitzung des
Rats vorzubringen. Werden Einwendungen erhoben, so kann der Rat in dieser Sitzung
eine Berichtigung beschlieRen. An dieser Beschlussfassung kénnen nur solche
Ratsmitglieder mitwirken, die an der urspriinglichen Beschlussfassung beteiligt waren.

(6) Der/die Schriftfiihrer(in) oder ein(e) hierflr bestimmte(r) Mitarbeiter(in) der Verwaltung
kann als zusatzliches Hilfsmittel zur Vorbereitung der Niederschrift den Ablauf der
Sitzung aufzeichnen. Bei nichtoffentlicher Sitzung durfen Tonaufzeichnungen zur
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(4)

Anfertigung der Niederschrift nur vorgenommen werden, wenn dies der Rat zu Beginn
der Sitzung oder allgemein fir alle Sitzungen ausdriicklich gebilligt hat.

Sollen Tonaufzeichnungen einer Sitzung fir archivarische Zwecke aufbewahrt werden,
so kann dies nur mit ausdricklicher Billigung des Rats geschehen. Der entsprechende
Beschluss ist in der Niederschrift festzuhalten. Wird dies nicht beschlossen, sind die
Aufzeichnungen bis zur nachsten Sitzung aufzubewahren; sodann sind sie unverztglich
zu léschen. Die Aufbewahrung der Tonaufzeichnung einer nichtéffentlichen Sitzung ftr
archivarische Zwecke ist nur zulassig, wenn alle Ratsmitglieder, die das Wort ergriffen
haben, zustimmen.

Andere Personen als der/die Schriftfihrer(in) oder der/die vom Vorsitzenden Beauftragte
durfen Tonaufzeichnungen nur vornehmen, wenn der Rat dies ausdricklich gebilligt hat;
einzelne Ratsmitglieder konnen jedoch verlangen, dass ihre Ausfihrungen nicht
aufgezeichnet werden.

Spatestens 6 Wochen nach der Sitzung soll die Niederschrift tiber die ¢ffentliche und die
nichtoffentliche Ratssitzung oder Ausschusssitzung den-Stadtratsfraktionen zur
Verfigung stehen. Jede Fraktion erhalt jeweils eine Ausfertigung des Stadtratsprotokolls
in Papierform. Die Protokolle der Ausschusssitzungen werden ausschlieRlich digital tber
das Ratsinformationssystem der)Stadt zur Verfigung gestellt.

Die Niederschriften der offentlichen Sitzungsteile des Rates und der Ausschiisse werden
im Rahmen des Biirgerinformationssystems allen Birgerinnen und Birgern online auf
der Webseite der Stadt zuganglich gemacht.

Die Ratsmitglieder erhalten Giber einen geschitzten Bereich Zugang zu den Unterlagen
der nichtoffentlichen Sitzungen. Ausschussmitglieder, die nicht Ratsmitglied sind,
erhalten Zugriff auf.die Unterlagen der nichtéffentlichen Sitzungen ihrer Ausschisse.
Dies erfolgt auf Antrag.

6. Abschnitt: Ausschisse
§ 28 - Wahl der Ausschussmitglieder und deren Stellvertretungen

Die Mitglieder der Ausschiisse und ihre Stellvertreter(innen) werden vom Rat auf Grund
von Vorschlagen der im Rat vertretenen politischen Gruppen (Ratsmitglieder oder
Gruppe von Ratsmitgliedern) - in offentlicher Sitzung im Wege geheimer Abstimmung -
gewabhlt, sofern nicht der Rat im Einzelfall etwas anderes beschliel3t. Neben
Ratsmitgliedern kénnen sonstige wahlbare Blrger(innen) der Stadt vorgeschlagen
werden, soweit dies in der Hauptsatzung bestimmt ist oder, wenn eine Regelung in der
Hauptsatzung nicht getroffen ist, der Rat dies beschlossen hat. Mindestens die Halfte
der Ausschussmitglieder soll Ratsmitglied sein. Der/die Vorsitzende hat darauf
hinzuwirken, dass die eingebrachten Wahlvorschlage diesem Erfordernis Rechnung
tragen. Wirde nach dem Ergebnis der Wahl ein Ausschuss sich Uberwiegend aus
Birgerinnen/Birgern zusammensetzen, die nicht Ratsmitglied sind, oder ein Ausschuss
nicht der Festlegung seiner Zusammensetzung nach der Hauptsatzung oder dem
Ratsbeschluss entsprechen, so ist die Wahl auf der Grundlage neuer Wahlvorschlage zu
wiederholen.

Jede Fraktion des Rats bzw. jede im Rat vertretene politische Gruppe kann einen
Wahlvorschlag einbringen. Fir jedes vorgeschlagene Mitglied ist gleichzeitig ein(e)
Stellvertreter(in) zu benennen.

Werden mehrere Wahlvorschlage eingebracht, so werden die Ausschussmitglieder nach
den Grundsétzen der Verhaltniswahl gewahlt, wobei fir die Zuteilung der Sitze § 41 Abs.
2 des Kommunalwahlgesetzes (KWG) entsprechend gilt.

Wird nur ein Wahlvorschlag eingebracht, so ist er angenommen, wenn die Mehrheit der
gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Rats dem Wahlvorschlag zustimmit.
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Wird kein Wahlvorschlag gemacht, so werden die Mitglieder der Ausschiisse nach den
Grundsatzen der Mehrheitswahl (88 33, 43 KWG) gewahlt.

Ersatzleute werden auf Vorschlag der Fraktion/der politischen Gruppe, von der das
ausgeschiedene Mitglied vorgeschlagen worden war, durch Mehrheitswahl gewabhilt.

Andert sich das Starkeverhaltnis der im Rat vertretenen politischen Gruppen, so sind die
Mitglieder der Ausschisse neu zu wahlen, bei denen sich auf Grund des neuen
Starkeverhéltnisses nach dem Verfahren der mathematischen Proportion (Verfahren

St. Lagué/Schepers) eine andere Verteilung der Ausschusssitze ergeben wirde.

Soweit durch Rechtsvorschrift nicht etwas anderes bestimmt ist, gelten die
Bestimmungen der Absatze 1 bis 7 auch fur andere Ausschisse, Beratungs- oder
Beschlussorgane, deren Mitglieder vom Rat zu wahlen sind. Sofern auf Grund einer
Rechtsvorschrift der Rat an Vorschlage Dritter gebunden ist, findet die Wahl nach den
Grundsatzen der Mehrheitswahl statt.

8 29 - Vorsitz in den Ausschiissen

In den Ausschissen fihrt der/die Oberbirgermeister(in) den Vorsitz, soweit der Vorsitz
nicht von einem/einer Beigeordneten mit eigenem Geschaftsbereich zu fihren ist (§ 46
Abs. 1 Satze 2 und 3 GemOQ). Besondere gesetzliche Bestimmungen bleiben unberthrt.

Den Vorsitz im Haupt- und Stiftungsausschuss fihrt'der/die Oberbirgermeister(in).

Der Rechnungsprufungsausschuss wahlt aus seiner Mitte fur die Dauer der Wahlzeit des
Rats eine(n) Vorsitzende(n), der/die Ratsmitglied sein‘muss.

§ 30 - Einberufung zu'den Sitzungen der Ausschilisse

Der/die Vorsitzende beruft den Ausschuss ein und setzt die Tagesordnung fest;
zwischen Einladung und Sitzung sollen, analog zu 8 2 Abs. 3, mindestens acht volle
Kalendertage liegen. Fihrt ein(e) Beigeordnete(r) mit eigenem Geschéftsbereich den
Vorsitz, so erfolgen Einberufung und Festsetzung der Tagesordnung durch ihn/sie im
Einvernehmen mit dem/der Oberbirgermeister(in).

Ist ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert, so hat es die Einladung
unverzlglich an seine(n) Stellvertreter(in) weiterzuleiten.

8 31 - Arbeitsweise

Die Sitzungen der Ausschisse sind nach MalRgabe des 8 5 offentlich, soweit der Rat
dem Ausschuss eine Angelegenheit zur abschlieRenden Entscheidung Ubertragen hat.
Die Sitzungen der Ausschiisse sind auRerdem o6ffentlich, soweit dies durch gesetzliche
Bestimmungen vorgeschrieben ist.

Ausschusssitzungen, die der Vorbereitung von Beschlissen des Rats dienen, sind in der
Regel nichtoffentlich. Ein Ausschuss kann in Einzelfallen die Offentlichkeit der Sitzung
beschlieRen.

Beigeordnete, soweit sie nicht den Vorsitz fihren, kdnnen an den Sitzungen mit
beratender Stimme teilnehmen; Ratsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehoren,
und stellvertretende Mitglieder des betreffenden Ausschusses, die dem Rat nicht
angehoren, kdnnen an den Sitzungen als Zuhorer teilnehmen.

Erfordert ein Gegenstand die Beratung in mehreren Ausschiissen, so kann eine
gemeinsame Beratung stattfinden. Nach einer gemeinsamen Beratung wird fiir jeden
Ausschuss getrennt abgestimmt.
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(5) Der/die Oberbirgermeister(in) kann in den Sitzungen eines Ausschusses, in dem er/sie
nicht den Vorsitz fuhrt, jederzeit das Wort ergreifen.

(6) Im Ubrigen gelten fiir die Ausschiisse die fur den Rat getroffenen Bestimmungen dieser
Geschéftsordnung sinngemali.
§ 32 - Anhoérung
Die Ausschiisse kdnnen Sachverstandige und Vertreter(innen) berihrter Bevélkerungsteile
zur Anhérung und Erdrterung von Beratungsgegenstanden einladen. Die Sachverstandigen
kénnen in nichtéffentlicher Sitzung nur tatig werden, wenn sie sich zur Verschwiegenheit
verpflichten. Entstehen durch die Zuziehung von Sachverstandigen nicht nur unbedeutende
Kosten, so ist zuvor eine Entscheidung des Rats herbeizufihren. Im Ubrigen gilt § 6 Abs. 3
entsprechend.
7. Abschnitt: Beiréte
§ 33 - Beirate
Der/die Oberburgermeister(in) und die Beigeordneten kdnnen an Sitzungen der vom Rat
gewahlten Beirate der Stadt Speyer, in denen sie nicht den Vorsitz fihren, mit beratender
Stimme teilnehmen, Sie unterliegen-nicht der Ordnungsbefugnis des/der Vorsitzenden.
8. Abschnitt: Schlussbestimmungen
8§ 34 - Aushandigung der Geschéaftsordnung
Allen Mitgliedern des Rats, der Ausschisse und der Beirate wird diese Geschaftsordnung
ausgehandigt.
§ 35 - Abweichungen von der Geschéaftsordnung
Der Rat kann fiir den Einzelfall Abweichungen von der Geschéftsordnung mit der Mehrheit
von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder beschliel3en, wenn dadurch nicht
gegen Bestimmungen der Gemeindeordnung verstol3en wird.

8 36 - Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt am 24.07.2014 in Kraft.
[ Die Anderungen nach 8§ 3 Abs. 2, § 15 Abs. 5, § 21 Abs. 3 treten zum 01.11.2017 in Kraft. ]

Speyer, den 24.07.2014

[ Anderungen § 3 Abs. 2, § 15 Abs. 5, § 21 Abs. 3: Speyer, den XX.10.2017 ]
Stadtverwaltung

Oberbiirgermeister

Vorlage Nr. 2324/2017 - seite 20 von 20



	FLD_VONAME
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen19
	Kontrollkästchen20
	Text2
	Typ
	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	heading2
	heading3
	heading4
	heading5
	heading6
	heading7
	heading8

